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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:   

 

1.  Wie ist der Versorgungsgrad mit allgemeiner fach-

ärztlicher Versorgung? (Bitte nach den allgemeinen Fach-

arztgruppen Augenärzte, Chirurgen, Frauenärzte, Haut-

ärzte, HNO-Ärzte, Nervenärzte, Orthopäden, Psychothe-

rapeuten, Urologen und Kinderärzte aufschlüsseln!) 

Gibt es innerhalb des Bezirkes Lichtenberg regionale 

Unterschiede? 

 

Zu 1.: Der jeweilige Versorgungsgrad nach Arztgrup-

pen ist in Anlage 1 zu ersehen. Regionale  Unterschiede 

innerhalb eines Bezirkes können nicht abgebildet werden, 

da die Kassenärztliche Vereinigung (KV Berlin) diese mit 

dem Verweis auf datenschutzrechtliche Bestimmungen 

nicht bereitstellt. Ein prozentual geringerer Versorgungs-

grad von 2015 zu 2013 bedeutet jedoch nicht generell, 

dass sich die Versorgungssituation verschlechtert hat. 

Vielmehr kann die Arztanzahl aufgrund der wachsenden 

Bevölkerung auch gestiegen sein. Zudem können bei-

spielsweise Arztsitze, die nicht im vorgesehenen Umfang 

für die Versorgung von gesetzlich versicherten Patientin-

nen und Patienten genutzt wurden, von der KV Berlin im 

Rahmen von Marktbereinigungen temporär eingezogen 

worden sein.  

 

 

2.   Wie ist der Versorgungsgrad im Bezirk Lichten-

berg mit Fachärzten (spezialisierte fachärztliche Versor-

gung und gesonderte fachärztliche Versorgung)? 

 

Zu 2.: Alle auf Bezirksebene zur Verfügung stehen-

den Versorgungsgrade nach Arztgruppen sind in Anlage 1 

zu ersehen. Darüber hinaus liegen keine Daten auf bezirk-

licher Ebene vor, da Berlin gemäß der Bedarfsplanungs-

richtlinie (BPL-RL) des G-BA ein Planungsbereich/ Zu-

lassungsbezirk ist.  

 

 

3.  Wie entwickelte sich der Versorgungsgrad von all-

gemeinen Fachärzten im Bezirk Lichtenberg von 2006 bis 

2016? (Bitte nach den in Frage 1 aufgelisteten Facharzt-

gruppen aufschlüsseln!) 

 

Zu 3.:  Wie bereits in der Antwort auf Frage 2. ange-

sprochen, ist Berlin, gemäß Beschluss des Bundesaus-

schuss der Ärzte und Krankenkassen von 2003, ein Pla-

nungsbereich bzw. Zulassungsbezirk. Daher liegen Daten 

auf Bezirksebene nur im Rahmen des Letter of Intent 

(LOI) der Arbeitsgruppe (AG) Bedarfsplanung des ge-

meinsamen Landesgremiums nach § 90a SGB V in Berlin 

zu den Stichtagen in 2013 und 2015 vor (vgl. hierzu An-

lage 1). 

 

 

4.  Was bedeutet die Nichtbeanstandung im Rahmen 

der aufsichtsrechtlichen Prüfung durch die Senatsverwal-

tung für Gesundheit und Soziales für den Bedarfsplan 

2013 der Kassenärztlichen Vereinigung hinsichtlich der 

Fortschreibung der Unterversorgung des Bezirkes Lich-

tenberg mit  Fachärzten?  

Welche Veränderung hinsichtlich einer Verbesserung 

der fachärztlichen Versorgung traten für den Bezirk Lich-

tenberg mit der Ergänzung des Bedarfsplans 2015 ein? 

 

Zu 4.: Entsprechend der gesetzlichen Maßgaben im 

Rahmen der Selbstverwaltung im deutschen Gesund-

heitswesen obliegt die Organisation und Sicherstellung 

einer gesetzes- und G-BA bedarfsplanungsrichtlinienkon-

formen ambulanten vertrags-ärztlichen Bedarfsplanung 

für Berlin der KV Berlin. Auf Basis der aktuellen Geset-

zeslage ist den obersten Landesbehörden demgegenüber 

nur die Rechtsaufsicht vorbehalten.  Die Nichtbeanstan-

dung des Bedarfsplans bedeutet daher, dass der von der 

KV Berlin erstellte Bedarfsplan rechtsnormen- und richt-

linienkonform ist. Mit Blick auf die Daten aus Anlage 1 

ist außerdem zu konstatieren, dass der Bezirk Lichtenberg 

in allen durch den LOI bezirklich betrachteten Arztgrup-

pen - gemäß § 29 der aktuell gültigen BPL-RL - rechne-

risch nicht unterversorgt ist. Die Ergänzung des Bedarfs-

plans beinhaltet keine bezirkliche Versorgungssteuerung. 
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Wie schon in den Antworten zu den Fragen 2. und 3. 

angedeutet, gilt Berlin als ein Planungsbereich für den der 

entsprechende Bedarfsplan der KV Berlin als Ganzes gilt. 

Die bezirkliche Versorgungssteuerung basiert auf der 

freiwilligen Übereinkunft der Partner der AG Bedarfspla-

nung des gemeinsamen Landesgremiums nach § 90a des 

Fünften Buches Sozialgesetzbuch in Berlin.  

 

 

5.  Welche Erfolge konnte das im März 2013 berufene 

gemeinsame Landesgremium zur Versorgungssteuerung 

erreichen? Wie setzte es sich zusammen? In wie vielen 

Fällen oder in welchen Prozentanteilen konnte in Bezir-

ken mit unterdurchschnittlichem Versorgungsgrad mittels 

einer Nichtgenehmigung einer Praxisverlegung verbessert 

werden? In welchen Facharztgruppen für den Bezirk 

Lichtenberg? Wurde die Arbeit des gemeinsamen Lan-

desgremium evaluiert? 

 

Zu 5.: Im Zeitraum zwischen Juli 2013 und Juli 2015 

wurden insgesamt 137,5 Arztsitze von einem Bezirk mit 

einem höheren in einen Bezirk mit einem niedrigeren 

Versorgungsgrad verlegt. Der „bergab“-Anteil bei den 

überbezirklichen umgezogenen Arztsitzen belief sich 

damit auf 85,9 %. Das Landesgremium ist entsprechend 

dem Gesetz zur Errichtung eines gemeinsamen Landes-

gremiums nach § 90a des Fünften Buches Sozialgesetz-

buch (Grem§90aSGB5BiG BE) besetzt, d. h. „Vertrete-

rinnen oder Vertreter der für das Gesundheitswesen zu-

ständigen Senatsverwaltung, der KV Berlin, der Landes-

verbände der Krankenkassen und der Ersatzkassen in 

Berlin, der Berliner Krankenhausgesellschaft, der Ärzte-

kammer Berlin sowie der Kammer für Psychologische 

Psychotherapeuten/innen und Kinder- und Jugendlichen-

psycho-therapeuten/innen Berlin (Psychotherapeuten-

kammer Berlin), sachkundige Personen, die von den auf 

Landesebene für die Wahrnehmung der Interessen der 

Patientinnen und Patienten und der Selbsthilfe chronisch 

kranker und behinderter Menschen maßgeblichen Orga-

nisationen entsprechend § 140f Absatz 3 Satz 3 und 4 des 

Fünften Buches Sozialgesetzbuch benannt werden, die 

nach § 62 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch bestellte 

Landesärztin für Psychiatrie oder der nach § 62 des 

Neunten Buches Sozialgesetzbuch bestellte Landesarzt für 

Psychiatrie und die oder der Landesbeauftragte für Men-

schen mit Behinderung. Zu den Sitzungen des gemeinsa-

men Landesgremiums sind weitere Beteiligte hinzuzuzie-

hen, soweit deren Belange berührt werden. Über die 

Hinzuziehung entscheidet die vorsitzende Person des 

gemeinsamen Landesgremiums. Den Vorsitz des gemein-

samen Landesgremiums führt das für das Gesundheitswe-

sen zuständige Mitglied des Senats oder eine von diesem 

bestimmte Person.“ Nichtgenehmigungen von Arztsitz-

verlegungen ergehen durch den Zulassungsausschuss. Der 

Zulassungsausschuss ist ein Organ/eine Institution der 

Partner der Selbstverwaltung im deutschen Gesundheits-

wesen (KV Berlin, Krankenkassen und Ersatzkassen). Die 

Entscheidungen des Zulassungsausschusses sind nicht 

öffentlich, daher liegen der Senatsverwaltung für Ge-

sundheit und Soziales zu diesem Punkt keine Informatio-

nen vor. Die entsprechenden Rechtsnormen, d. h. § 90a 

des Fünften Buches Sozialgesetzbuch sowie das 

Grem§90aSGB5BiG BE, beinhalten keine Vorgaben zur 

Evaluation der Arbeit des gemeinsamen Landesgremiums 

nach § 90a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch in Ber-

lin.  

 

 

Berlin, den 08. Juli 2016 

 

 

In Vertretung 

 

Emine D e m i r b ü k e n - W e g n e r 

_____________________________ 

Senatsverwaltung für 

Gesundheit und Soziales 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 12. Juli 2016) 

 

 

 



Anlage 1 – Schriftliche Anfrage S 17/18783 

Versorgungsgradentwicklung im Planungsbereich Berlin und im Bezirk Lichtenberg 
im Zeitvergleich 2013 vs. 2015 

 
Datenquelle: Anhang  des Letter of Intent: Fortschreibung Planungsblätter mit Datenstand  01.01.2013 und 01.07.2015 
http://www.berlin.de/sen/gesundheit/themen/ambulante-versorgung/landesgremium/ 
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